
Bezirks und zu dessen Fachorganen sind inhaltlich diffe­
renziert zu gestalten. So unterliegen z. B. der Rat und 
seine Fachorgane der staatsanwaltsdiaftlichen Gesetz­
lichkeitsaufsicht, während gegenüber der Volksvertre­
tung und ihren Kommissionen keine Aufsichtsmaßnah­
men angewendet werden können./4/ Die undifferenzierte 
Betrachtung der Beziehungen des Bezirksstaatsanwalts 
zu den verschiedenen Teilen des einheitlichen Machtor­
gans im Bezirk kann dazu führen, daß z. B. gegenüber 
den Fachorganen unbegründet auf Aufsichtsakte ver­
zichtet und dadurch die Aufsichtsfunktion der Staats­
anwaltschaft eingeengt wird.
Im Bezirk Suhl wurde wiederholt die Erfahrung ge­
macht, daß ein Auftreten des Staatsanwalts als allge­
meiner „Ratgeber“ oder die Anwendung von Empfeh­
lungen in bezug auf Organe, denen gegenüber Aufsichts­
maßnahmen geboten gewesen wären, die Verantwor­
tung der Staatsanwaltschaft für die Gewährleistung der 
sozialistischen Gesetzlichkeit verwischt und die Autori­
tät der Staatsanwälte vermindert. Dies wirkt sich auch 
negativ auf die Effektivität der staatsanwaltsdiaftlichen 
Aufsichtsfunktion aus. Wie die Erfahrungen im Bezirk 
Suhl zeigen, blieb manche Analyse, in der über krimi­
nalitätsbegünstigende Bedingungen oder ungesetzliche 
Zustände berichtet wurde, wirkungslos, während mit 
gezielten Aufsichtsakten gegenüber dem Leiter des Or­
gans, in dessen Bereich die Gesetzesverletzung began­
gen wurde, die erforderliche Wirkung erreicht wurde.
Im Bezirk Suhl wurden alle Staatsanwälte darauf orien­
tiert, auf Gesetzesverletzungen im Staatsapparat, die in 
Strafverfahren als Bedingungen von Straftaten festge­
stellt wurden, mit Aufsichtsakten zu reagieren. Auch 
gegenüber den Fachorganen des Rates des Bezirks wer­
den in der Regel staatsanwaltschaftliche Aufsichtsakte 
angewendet, durch die Gesetzesverletzungen im Ver­
antwortungsbereich des Fachorgans kritisiert bzw. ihre 
Untersuchung verlangt und die Durchsetzung der sozia­
listischen Gesetzlichkeit und Verantwortlichkeit gefor­
dert werden.
Bewährt hat sich unsere Praxis, gegenüber den Leitern 
von Fachorganen, aber auch gegenüber dem Vorsitzen­
den des Rates des Bezirks, mehrere Gesetzesverletzun­
gen im Verantwortungsbereich des jeweiligen Leiters 
oder in mehreren Verantwortungsbereichen in e i n e m  
Aufsichtsakt zusammenzufassen. Derartige komplexe 
Aufsichtsakte sind „sonstige Maßnahmen“ nach § 38 
St AG und entsprechen im Prinzip dem „Hinweis“, der 
beim übergeordneten Organ eingelegt wird, wenn gleich­
artige Gesetzesverletzungen in mehreren nachgeord- 
neten Organen festgestellt wurden./5/

Informationen an den Bezirkstag und dessen Organe

Ziel der staatsanwaltsdiaftlichen Aufsichtsmaßnahmen 
„ist die Beseitigung der Gesetzesverletzungen und die 
Verhütung ihrer Wiederholung sowie die Feststellung 
des Schuldigen und die Geltendmachung seiner Verant­
wortlichkeit“ ,/6/ Auch die Informationen und Auskünfte, 
die der Bezirkstag und der Rat des Bezirks gemäß § 34 
Abs. 5 GöV von den Organen der Staatsanwaltschaft 
verlangen können, beruhen in der Regel auf den Ergeb­
nissen der Gesetzlichkeitsaufsicht sowie auf den dar­
über hinausgehenden sonstigen Erfahrungen bei der 
Bekämpfung und Verhütung der Kriminalität/7/ Sie

/4/ Vgl. Anweisung Nr. 4/72 des Generalstaatsanwalts der DDR 
vom 1. Juli 1972 (Methodische Anleitung zur Anwendung der 
Maßnahmen nach §§38 bis 42StAG), in: Dokumente des Gene­
ralstaatsanwalts der DDR 1/2 — 3/72.
151 Vgl. Ziff. 2.5.1. i. V. m. Ziffi. 2.4.2. der Anweisung Nr. 4/72 
des Generalstaatsanwalts der DDR, a. a. O.
6/ Zift. 2.1. der Anweisung Nr. 4/72 des Generalstaatsanwalts 

der DDR, a. a. O.
,7/ Dazu gehören z. B. solche Ursachen und begünstigenden

sind insbesondere darauf gerichtet, solche Bedingungen 
zu schaffen, die die Möglichkeit der Begehung von Ge­
setzesverletzungen und Straftaten ausschließen. Durch 
diese Informationen leistet der Bezirksstaatsanwalt 
echte Vorbeugungsarbeit.
Aussagekraft und Verwertbarkeit der Informationen 
und Auskünfte nach § 34 Abs. 5 GöV müssen wesentlich 
erhöht werden, denn sie spielen für die Vervollkomm­
nung der Leitungstätigkeit des Bezirkstags und seines 
Rates eine wesentliche Rolle. Das gleiche gilt für die 
Aussagekraft und Verwertbarkeit der Erfahrungen und 
Schlußfolgerungen aus der Tätigkeit der Staatsanwalt­
schaft gemäß § 34 Abs. 4 GöV, worunter auch die Er­
fahrungen aus der Kriminalitätsbekämpfung und -Vor­
beugung gemäß Art. 3 Abs. 3 StGB zu verstehen sind. 
Der Inhalt der Informationen, die ggf. mit Vorschlägen 
und Empfehlungen verbunden sind, muß wesentlich 
durch die Ergebnisse der staatsanwaltschaftlichen Ge­
setzlichkeitsaufsicht bestimmt werden, die gemäß § 37 
Abs. 3 StAG vom Bezirksstaatsanwalt dem Bezirkstag 
und dem Rat des Bezirks zuzuleiten sind.
Die Erfahrungen im Bezirk Suhl beweisen, daß solche 
Informationen besonders wirkungsvoll sind, weil nicht 
nur die Ursachen und begünstigenden Bedingungen von 
Rechtsverletzungen dargestellt werden, sondern auch 
zugleich gezeigt wird, welche Maßnahmen zur Über­
windung dieser Umstände die Staatsanwälte von den 
unmittelbar dafür Verantwortlichen gefordert haben 
und wie diese darauf reagierten. Diese Informationen 
sind für den Bezirkstag und seine Organe eine wichtige 
Grundlage, um durch Leitungsentscheidungen auf die 
Festigung der sozialistischen Gesetzlichkeit und auf eine 
wirkungsvolle Kriminalitätsvorbeugung Einfluß zu neh­
men. Auf diese Weise trägt der Bezirksstaatsanwalt zur 
Vorbereitung von politisch-fachlich wirksamen, alle 
Seiten des gesellschaftlichen Lebens berücksichtigenden 
Beschlüssen des Bezirkstags bei, die gemäß § 1 Abs. 3 
GöV für die nächgeordneten Volksvertretungen und — 
in Übereinstimmung mit den maßgeblichen Rechtsvor­
schriften — für alle im Territorium gelegenen Betriebe, 
Kombinate, Genossenschaften und Einrichtungen sowie 
für die Bürger verbindlich sind.
In einer Bezirkstagssitzung wurde z. B. eine Beschluß­
vorlage über die Aufgaben der örtlichen Volksvertre­
tungen auf dem Gebiet der sozialistischen Jugendpoli­
tik beraten. Die Vorlage beschränkte sich jedoch aus­
schließlich auf den fortgeschrittensten Kern der Ju­
gend des Bezirks und ignorierte das Vorhandensein von 
zurückgebliebenen und gefährdeten Jugendlichen. Der 
Bezirksstaatsanwalt unterbreitete daraufhin dem Be­
zirkstag über die Ständige Kommission Inneres und 
sozialistische Rechtspflege entsprechendes Material, das 
Gesetzesverletzungen und Mängel in der Arbeit staat­
licher Organe sichtbar machte, den wesentlichen Inhalt 
der staatsanwaltschaftlichen Aufsichtsmaßnahmen zu­
sammenfaßte und Ergänzungsvorschläge für den Be­
schlußentwurf enthielt. Im Ergebnis der Diskussion 
legte der Bezirkstag in seinem Beschluß fest, daß alle 
Volksvertretungen bei der Verwirklichung der sozia­
listischen Jugendpolitik auch Maßnahmen zur Bekämp­
fung und Verhütung der kriminellen und sozialen Ge­
fährdung Jugendlicher zu treffen haben und darüber 
rechenschaftspflichtig sind.
Um seine Beziehungen zum Bezirkstag und zu dessen 
Organen so effektiv wie möglich zu gestalten, muß der 
Bezirksstaatsanwalt die Planaufgaben des Bezirkstags

Bedingungen von Straftaten, die keine Gesetzesverletzungen 
darstellen und demzufolge auch nicht unmittelbar Gegenstand 
der staatsanwaltschaftlichen Aufsichtsmaßnahmen gemäß 
§§ 36 ff. StAG sein können. Die Staatsanwaltschaft reagiert auf 
derartige Umstände auch durch entsprechende Informationen 
an die örtlichen Volksvertretungen.
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